Stellungnahme Ruth Weckenmann, SPD Landtagskandidatin Stuttgart III zur Anfrage GEW Stuttgart vom 02.02.2011

1. Integratives Bildungssystem

· Bislang basiert unser Schulsystem auf Aussonderung von Kindern mit Behinderungen und dies obwohl bereits seit 1996 die positiven Ergebnisse wissenschaftlich begleiteter Modellversuche des gemeinsamen Unterrichtens von Kindern mit und ohne Behinderung vorliegen. Eltern behinderter Kinder müssen die Wahlfreiheit haben, ob ihr Kind eine Regel- oder eine Sonderschule besucht. Erstes Ziel ist in jeder Schulart wohnortnah ein inklusives Schulangebot. Klar ist, dass bei Inklusionsklassen ein anderes Lehrkraft- Schülerverhältnis erforderlich ist. 20 Kinder pro Inklusionsklasse, davon maximal 5 mit Behinderungen, 2-Pädagogenprinzip.

2. eine Schule für alle

· Die Grundschule ist in Teilen bereits „eine Schule für alle“ als Eltern haben wir bei der Begleitung unseres Sohnes ganz praktisch gesehen, wie gut die Kinder aus unterschiedlichen sozialen Schichten und aus verschiedenen  sprachlichen und kulturellen Hintergründen miteinander gelernt haben und sich gemocht haben. Dies Gemeinschaft ist schlagartig zerbrochen, nachdem Anfang der 4.Klasse klar war, wer auf welche Schule kommt. Ich unterstütze die Forderung der GEW und trete für ein längeres gemeinsames Lernen in Form der 10jährigen Gemeinschaftsschule ein.
3. Land- Vorgaben Schulbau

· Schon ohne gravierende Veränderungen ist der Zustand der Stuttgarter Schulen katastrophal. In unserer Schule gibt es im Lehrerzimmer nicht einmal genug Platz für Referendare, von Rückzugsmöglichkeiten, Arbeitsecken für Lehrende und SchülerInnen ganz zu schweigen. Das Land, das spätestens mit dem G( die Ganztagesschule durch die Hintertür eingeführt hat verweigert eine Änderung der Schulbauvorgaben, weil es sich dann beteiligen müsste. Diese Vorgaben müssen geändert werden, Schulbau muss Schulauftrag und Aufgabe räumlich ermöglichen.
4.Klassenteiler

· Inklusive Bildung, individuelles Fördern ist beim bisherigen Klassenteiler nicht  machbar
5. Pädagogische AssistentInnen

· Leider erlebe ich bei meiner arbeitsmarktlichen Tätigkeit ständig, dass im Bereich Pflege, Erziehung und Bildung versucht wird, Standards zu senken. Diese Gefahr besteht gerade bei den pädagogischen AssistentInnen. Das ist seitens der Landesregierung besonders perfide, wenn junge LehrerInnen nach Abschluss der Ausbildung nicht übernommen und dann auf Assistenzstellen verwiesen werden. Die Landesregierung hat m. E. ein neues „Bildungsprekariat“ geschaffen, ohne Aussicht auf Festanstellung. Daran wird klar, dass Anlass nicht das Hereinnehmen  anderer Professionen in den Schulalltag ist, sonst wäre eine Befristung unsinnig. Es ist  der Versuch , pädagogische Aufgabenstellungen möglichst billig erledigen zu lassen von Beschäftigten, die im Eigenintersse möglichst schnell eine anderweitige Dauerbeschäftigung suchen müssen.
6:Schulsozialarbeit

· Da Schulsozialarbeit für uns zum pädagogischen Konzept gehört, besteht eine Landesverantwortung. Als SPD wollen wir das Land zu einem Drittel an der Finanzierung beteiligen. Wir treten an allen Schultypen für Schulsozialarbeit als fester Bestandteil der Schule ein. 
7. Berufliche Gymnasien

· Wir treten für einen Rechtsanspruch für zugangsberechtigte SchülerInnen mit mittlerem Bildungsabschluss auf einen Platz im beruflichen Gymnasium ein. Dazu müssen selbstverständlich die Zahl der Klassen an beruflichen Schulen deutlich erhöht werden. Für mich unglaublich, dass die Kultusministerin den Mangel an Plätzen bei den beruflichen Gymnasien auch damit begründet hat, dass sie es als Aufgabe sehe, die Bewerberzahl für die duale Ausbildung zu sichern.
8. doppelter Abi- Jahrgang 

· Durch Einführung des G8 war klar, dass es die doppelte Zahl an Abiturienten an die Hochschulen drängt, durch die Aussetzung der Wehrpflicht erhöht sich dieser Druck noch. Die vollständige Überlastung unserer Hochschulen ist für das Jahr 2012 unter diesen Voraussetzungen absehbar, Wohnheimkapazitäten, Mensen, soziale Versorgungseinrichtungen für Studierende – Fehlanzeige! Am 28.Jan 2011 hat dies der Rektor der Uni Stuttgart bei einer öffentlichen Anhörung bestätigt. Wir werden mit einem „AdHocProgramm 2012“ dafür sorgen, dass die Studienanfänger des Jahres 2012 tatsächlich qualitativ und quantitativ ungeschmälerte Studienbedingungen haben. Als G8 Eltern   halten wir die oft gehörte Aussagen, dann solle man halt nicht nur ein soziales Jahr, sondern ein weiteres Überbrückungsjahr einplanen, für die größte Unverschämtheit, wurde doch G8 mit dem Anliegen begründet, die SchülerInnen sollten früher in das Erwerbsleben eintreten.

· Als SPD werden wir einen Sonderpakt Ausbildung mit den Wirtschaftsverbänden, Kammern und Gewerkschaften anstreben, aber bereits ohne Aussetzung der Wehrpflicht wird eine Zahl von zusätzlichen  10 000 AbiturientInnen, die eine Ausbildung anstreben, prognostiziert. Auch wenn es uns gelingt, die Zahl der zusätzlich benötigten Ausbildungsplätze mit dem Sonderpakt zu erreichen, wird es zu  einer unterschiedlichen Besetzung dieser Plätze kommen. Als eine weiter entlastenden Maßnahme forcieren wir den Ausbau der Plätze im Freiwilligen Sozialen (Ökologischen) Jahr um jeweils 33%. 

9. Lehrkräfte

· Zu den  Schulbau- Richtlinien s. auch Punkt 3. Der hohe Geräuschpegel macht LehrerInnen auf Dauer krank, das belegt auch die genannte Erhebung. Das Land als Arbeitgeber hat eine Fürsorgepflicht, Lärm als krankmachenden Faktor muss rediziert werden. Dass kommt allen zugute, denn  Lärm belastet aber auch die SchülerInnen selbst, erschwert die Unterrichtssituation. Diese Kriterien müssen in einer notwendigen Novellierung der Schulbaurichtlinien beinhaltet sein.
10.Ganztagesschulen

· Die SPD wird die Ganztagesschulen im Schulgesetz verankern und den Ausbau forcieren. Gründe: Pädagogisch, mehr Zeit für individuelle und breitere Förderung, mehr Zeit fürs Kind und andere Lernformen,Vereinbarkeit Beruf und Familie. Die räumliche und personelle Ausstattung muss angepasst werden. Deswegen treten wir für eine Erhöhung des Landesanteils an der Schulbauförderung für Ganztagesschulen ein. Ganztagesschulen bieten nur bei einer entsprechenden „Ausstattung“ die Chance für eine neue Lehr- und Lernkultur. Wir treten vor allem für die gebundene Ganztageschule ein. Was den Schulen, den SchulleiterInnen von „Schulversuch“ Ganztagesschulen in offener Form an Management-; Logistik  Kompetenz abgefordert wird, um mit ehrenamtlichen Jugendbegleitern ein verlässliches Angebot sicher zu stellen, ist unglaublich. Ehrenamt braucht Hauptamt, die bislang zusätzlichen 1-2 Deputatsstunden pro Ganztagesklasse lässt einen qualitativ anderen Ganztagesunterricht nicht zu. Gilt selbstverständlich auch für Realschulen und Gymnasien.
